
ren, die Verhandlung der Sache durch das Gericht 
und das Vollstreckungsverfahren bei, regelt sie aber 
so, daß eine richtige und der Wirklichkeit entsprechende 
Feststellung des Sachverhalts so gut als möglich ga­
rantiert ist und daß es zu einer strafrechtlichen Ver­
folgung und einer Verurteilung nur dann kommt, wenn 
die Begehung eines Verbrechens mit absoluter Sicher­
heit nachgewiesen wurde.

In den einleitenden Bestimmungen der neuen Straf­
prozeßordnung sind die Grundsätze festgelegt, die in 
jedem konkreten Strafverfahren unbedingt zu wahren 
sind. Es wird nochmals ausdrücklich betont, daß alle 
im Strafverfahren tätigen Organe verpflichtet sind, alle 
Umstände zu untersuchen, die zuungunsten und zu­
gunsten des Beschuldigten sprechen, und daß sie auch 
nicht durch das Geständnis des Beschuldigten von die­
ser Pflicht befreit werden. Der Grundsatz, daß der 
Beschuldigte so lange als unschuldig anzusehen ist, bis 
durch ein verurteilendes Urteil über seine Schuld 
rechtskräftig entschieden wurde, ist in seinen Konse­
quenzen auch eine Richtschnur für das Gericht. Er 
bedeutet nämlich, daß das Gericht bei seiner Entschei­
dung nur die Tatsachen berücksichtigen kann, die im 
Verfahren zuverlässig festgestellt wurden. Auf diese 
Weise ist die materielle Wahrheit garantiert, die das 
Leitprinzip des sozialistischen Prozesses bleibt.

Durch die neue Strafprozeßordnung werden 
Funktion und Aufgaben der im Strafverfahren 
tätigen Organe besser voneinander abgegrenzt. 
Sie ermöglicht und garantiert eine gegenseitige 
Überprüfung der Arbeit und der Tätigkeit dieser 
Organe. Die Bedeutung des Gerichts erster In­
stanz wird dadurch gehoben, daß das Recht des Be­
rufungsgerichts auf Abänderung eines Urteils des 
Gerichts erster Instanz wesentlich eingeschränkt wird.3) 
In den Fällen, in denen in erster Instanz ein frei­
sprechendes Urteil gefällt wurde, sowie in den Fällen, 
in denen durch eine verurteilende Entscheidung des 
Berufungsgerichts die Todesstrafe zu verhängen oder 
der Angeklagte eines schwereren Verbrechens für schuldig 
zu erkennen wäre als dessen, auf das. durch das Ge­
richt erster Instanz erkannt werden konnte, kann das 
Berufungsgericht, wenn es die Berufung für begründet 
ansieht, das Urteil des Gerichts der ersten Instanz 
lediglich aufheben und die Sache zur erneuten Ver­
handlung an die erste Instanz zurückverweisen.4) Die 
Bedeutung des Gerichts erster Instanz wird auch da­
durch hervorgehoben, daß in Zukunft das Oberste 
Gericht nicht mehr berechtigt ist, selbst in erster In­
stanz zu entscheiden, sondern daß es nur als Berufungs­
gericht oder in einem Verfahren über die Nichtigkeits­
beschwerde zur Wahrung des Gesetzes5) entscheiden 
kann.

Zur Durchführung des Vorverfahrens, des Ermitt­
lungsverfahrens, sind ausschließlich besondere Unter­
suchungsorgane — die Untersuchungsführer der Staats­
anwaltschaft, des Innenministeriums und der nationalen 
Sicherheitsorgane6) — befugt, deren Arbeit stets vom 
Staatsanwalt geleitet wird. Dieser ist berechtigt, den 
Untersuchungsorganen in jedem Stadium Weisungen zu 
erteilen, die beachtet werden müssen. Soweit das Gesetz 
den Untersuchungsführern das Recht gibt, bestimmte 
Maßnahmen selbständig durchzuführen, kann der Be­
schuldigte (auch sein Verteidiger) gegen diese Maß­
nahmen Beschwerde einlegen, über die dann der 
Staatsanwalt entscheidet.

Die Strafprozeßordnung gibt dem Beschuldigten um­
fassende Möglichkeiten, von seinem Recht auf Vertei­
digung Gebrauch zu machen, und zwar nicht nur im 
gerichtlichen Verfahren, wie es schon bisher der Fall 
war, sondern auch bereits im Verlauf der Ermittlungen. 
Zur Einleitung .der strafrechtlichen Verfolgung gegen 
eine bestimmte Person ist es erforderlich, daß das 
Untersuchungsorgan eine' Beschuldigung erhebt, mit 
deren Inhalt es den Beschuldigten vertraut machen 
muß. Nach Beendigung der Ermittlungen muß der Be-

3) Nach bisherigem Verfahrensrecht war die Selbstentschei­
dung des Berufungsgerichts die Regel; die Aufhebung und 
Zurückverweisung war nur wegen völlig unzureichender Fest­
stellung des Sachverhalts möglich.

4) Das Berufungsgericht kann also im Gegensatz zum frühe­
ren Recht keine Selbstentscheidung mehr treffen.

5) Die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes
entspricht etwa unserem Kassationsverfahren.

«) Das bedeutet keine wesentliche Änderung gegenüber dem
bisherigen gesetzlichen Zustand.

schuldigte stets von ihrem Ergebnis unterrichtet wer­
den; ihm muß auch Gelegenheit gegeben werden, sich 
mit dem Inhalt der Akte vertraut zu machen. Hat der 
Beschuldigte einen Verteidiger, so muß dieser ebenfalls 
geladen werden, wenn der Beschuldigte über das Er­
gebnis der Ermittlungen informiert wird. Auch der 
Verteidiger hat das Recht, die Akte einzusehen. Der 
Beschuldigte und der Verteidiger können eine Ergän­
zung der Ermittlungen durch Erhebung weiterer 
Beweise beantragen. Uber diesen Antrag muß der 
Untersuchungsführer entscheiden.

Prozeßhandlungen, welche die verfassungsmäßig 
garantierten Rechte jedes Bürgers — persönliche 
Freiheit, Freiheit der Wohnung, Wahrung des Brief­
geheimnisses — wesentlich berühren, können durch den 
Untersuchungsführer nur mit Zustimmung des Staats­
anwalts vorgenommen werden; dieser ist stets ver­
pflichtet, die Notwendigkeit und die Gesetzlichkeit der 
Vornahme solcher Prozeßhandlungen zu überprüfen. 
Vor der ausdrücklichen Einleitung des Ermittlungs­
verfahrens können die Sicherheitsorgane diese Maß­
nahmen nur in dringenden Fällen treffen, nämlich 
wenn Gefahr im Verzug ist und die vorherige 
Zustimmung des Staatsanwalts nicht rechtzeitig ein­
geholt werden kann. Die Sicherheitsorgane sind jedoch 
verpflichtet, den Staatsanwalt von der Vornahme 
einer solchen Prozeßhandlung unverzüglich in Kennt­
nis zu setzen; dieser entscheidet dann endgültig. Die 
Verhaftung ist in keinem Fall zwingend vorgeschrie- 
ben.7) Ob die Haft verhängt werden soll, entscheiden 
im Vorverfahren ausschließlich der Staatsanwalt und 
im gerichtlichen Verfahren ausschließlich das Gericht. 
Im Vorverfahren ist die Haftdauer zeitlich beschränkt; 
sie darf nicht mehr als zwei Monate betragen. Die 
Haft kann durch den übergeordneten Staatsanwalt um 
einen Monat verlängert werden. Darüber hinaus kann 
eine Verlängerung allein durch den Generalstaats­
anwalt erfolgen.

Im gerichtlichen Verfahren wird die Vorverhandlung 
der Sache durch das Gericht in einer nichtöffentlichen 
Sitzung neu eingeführt.8) Das Gericht überprüft dabei 
die Berechtigung der vom Staatsanwalt erhobenen 
Anklage, bevor es die Hauptverhandlung anberaumt. 
Es prüft die Einhaltung der Gesetzlichkeit im Ermitt­
lungsverfahren speziell unter dem Gesichtspunkt, ob 
die Vorschriften beachtet wurden, welche die Rechte 
der Verteidigung regeln, ferner, ob die Sache gründ­
lich und vollständig untersucht wurde und ob der 
Verdacht, daß der Angeklagte die Straftat begangen 
hat, in der Anklageschrift ausreichend begründet ist. 
Eine' unzureichend untersuchte Sache wird dem 
Staatsanwalt zur Ergänzung der Untersuchungen zu­
rückgegeben. Das Gericht ist berechtigt, die Strafver­
folgung auch ohne Anberaumung einer Hauptverhand­
lung einzustellen, wenn es feststellt, daß Umstände 
vorliegen, die eine Fortsetzung der Strafverfolgung 
verbieten. Die Vorverhandlung der Anklage durch das 
Gericht gibt diesem die Möglichkeit zu überprüfen, ob 
das Verfahren, welches der Anklageerhebung voraus­
ging, richtig durchgeführt wurde und dem Gesetz ent­
sprach. Dadurch wird gewährleistet, daß in der Haupt­
verhandlung nur vollständig untersuchte Sachen 
verhandelt werden. Für die Hauptverhandlung besteht 
nicht mehr das Erfordernis, daß der Staatsanwalt stets 
bei allen verhandelten Sachen persönlich anwesend 
sein muß. Seine Teilnahmepflicht wird auf die im 
Gesetz ausdrücklich genannten Fälle beschränkt. Das 
Urteil muß den Parteien stets zugestellt werden, auch 
wenn sie bei der Verkündung anwesend waren. Erst 
mit seiner Zustellung beginnt die Frist, innerhalb der 
Berufung eingelegt werden kann. Die bisherige drei­
tägige Berufungsfrist wird auf acht Tage verlängert. 
Damit wird den Parteien ausreichend Zeit gegeben, 
sich sorgfältig zu überlegen, ob sie das Urteil mit der 
Berufung anfechten wollen, und aus dem schriftlich 
ausgefertigten Urteil zu entnehmen, welche Gründe 
das Gericht zum Erlaß des Urteils bewogen haben.

7) Zwingend war die Verhängung der Untersuchungshaft bis 
jetzt nach § 96 Abs. 1 StPO vorgeschrieben, wenn der Be­
schuldigte einer Tat verdächtig war, die mit dem Tode, 
lebenslänglicher Freiheitsentziehung oder Freiheitsentziehung 
nicht unter 10 Jahren bedroht war.

8) Die bisherige StPO kannte keinen Eröffnungsbeschluß. 
Das Gericht mußte, von seltenen Ausnahmen abgesehen, auf 
Grund der Anklageschrift des Staatsanwalts verhandeln.
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